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1. Sachverhalt1 

Im April 2008 gelangt 
die Angeklagte A in den 
Besitz der EC-Karte der 
Eheleute M und F. A ver-
sucht in den folgenden 
Monaten von dem Konto 
Überweisungen vorzu-
nehmen, kauft mit der 
EC-Karte ein und hebt 
insgesamt 7000 € an ei-
nem Schalter der D-Bank 
ab. 

Am 21. Mai erstattet 
M Anzeige bei der Polizei 
wegen des Abhanden-
kommens der EC-Karte 
und der unberechtigten 
Abhebungen. Bald hegen 
M und die D-Bank den 
Verdacht, dass A hinter 
den unberechtigten Abhe-
bungen steckt. Diese 
Vermutung wird auch gegenüber der 
Polizei geäußert. Die D-Bank bittet A 
schließlich mehrfach zu Gesprächen in 
eine Filiale. A weiß aber von dem Ver-
dacht und erscheint aus Angst vor der 
Aufdeckung der unberechtigten Konto-
verfügungen nicht zu den Terminen. 

Um herauszufinden, wie konkret der 
Verdacht ist und ob Beweise gegen sie 
vorliegen, besucht A die F in deren 
Wohnung. Im Streit über die unberech-
tigten Abhebungen gerät A in Wut und 
erschlägt F. 

Danach sieht A die Chance, die Ü-
berweisungsversuche zu erklären und 
damit die weiteren Ermittlungen gegen 
sich zu beenden. Eine Woche nach der 

                                       
1 Wir haben den Sachverhalt der Entschei-

dung gekürzt und leicht abgeändert, um 
die Hauptprobleme deutlicher hervorzu-
heben. 

Tötung geht sie zur D-Bank und erklärt, 
dass F ihr noch einen Gefallen schuldig 
gewesen sei und daher die Überweisun-
gen unterschrieben habe. Mittlerweile 
sei F aber verstorben, sodass sie das 
nicht mehr bestätigen könne. Das LG 
verurteilt A wegen Totschlags, 
gem. § 212 I StGB2. Die Voraussetzun-
gen für einen Verdeckungsmord gem. 
§ 211 II Gruppe 3 Alt. 2 sieht es nicht 
erfüllt, da die Tötung der F nicht geeig-
net gewesen sei, die Aufdeckung der 
Tat zu verhindern. Die Staatsanwalt-
schaft legt Revision beim BGH ein. 

 
 
 
 

                                       
2 Alle folgenden Paragraphen sind sol-

che des StGB. 

Dezember 2011 
Verdeckungseignungs-Fall 

Mordmerkmal Verdeckungsabsicht 
§ 211 II Gruppe 3 Alt. 2 StGB 
Leitsätze der Bearbeiterinnen: 

1. Die objektive Ungeeignetheit einer Tötung zur 
Verhinderung der weiteren Aufdeckung einer Tat 
schließt die Annahme einer Verdeckungsabsicht 
i.S.d. § 211 II StGB nicht zwingend aus. 
2. Für die Annahme einer Verdeckungsabsicht ist 
ausschließlich die Vorstellung des Täters aus-
schlaggebend. 
3. Wo die Tatumstände nicht zur Annahme eines 
Verdeckungsmordes ausreichen, können niedrige 
Beweggründe i.S.d. § 211 II Gruppe 1 Alt. 4 StGB 
einschlägig sein. 
BGH, Urteil vom 17.5.2011 - 1 StR 50/11, veröffentlicht in NStZ 
2011,579. 
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2. Probleme und bisheriger Mei-
nungsstand 

Zentrales Problem des Falls ist die 
Prüfung der Verdeckungsabsicht i.S.d. 
§ 211 II Gruppe 3 Alt. 2. 

In Verdeckungsabsicht tötet, wer 
dadurch eine vorangegangene Straftat 
als solche, Spuren oder Beweise verde-
cken will, die den Täter überführen 
könnten.3 Die Beurteilung der Verde-
ckungsabsicht richtet sich dabei nach 
ganz h.M. nicht nach objektiven Krite-
rien wie der tatsächlichen Beweislage, 
sondern nach der Vorstellung des Tä-
ters.4 

Die Absicht des Täters muss sich 
auf die Verdeckung beziehen, nicht un-
bedingt auf den Tötungserfolg.5 Unter 
Verdeckung wird die Verhinderung der 
Aufdeckung der Tat verstanden. Als 
aufgedeckt gilt diese, wenn die Tatum-
stände den Strafverfolgungsbehörden in 
einem die Strafverfolgung sicherstel-
lenden Umfang bekannt sind.6 

Wird der Täter verdächtigt und ist 
ihm das bewusst, kann Verdeckungsab-
sicht vorliegen, wenn er selbst die Tat 
für nicht aufgedeckt hält.7 Verde-
ckungsabsicht steht nicht entgegen, 
dass neben dem Opfer auch Dritte von 
der Tat wissen, solange deren Aussa-
gen nicht zur Verurteilung ausreichen 
würden.8 

                                       
3 Eschelbach, in BeckOK, Stand 

15.12.2011, § 211, Rn. 88; Kudlich, JuS 
2005 659. 

4 Eschelbach, in BeckOK (Fn. 3), § 211, 
Rn. 88; vgl. Kudlich, JuS 2005, 659. 

5 Eschelbach, in BeckOK (Fn. 3), § 211 Rn. 
89. Früher wurde noch vom BGH (BGHSt 
7, 287, 289 f.) vertreten, dass sich die 
Absicht auch auf die Tötung erstrecken 
muss, d.h. dass die Tötung als (zwin-
gend) erforderliches Mittel zur Verde-
ckung angesehen wird. 

6 Jähnke, in LK, 11. Aufl., 2005, § 211 
Rn. 15. 

7 BGH NJW 2005, 1203; Kudlich, JuS 
2005, 659. 

8 BGHSt 50, 11; Joecks, StGB, 9. Aufl., 
2010, § 211, Rn. 45; Neumann, in NK, 
3. Aufl., 2010, § 211, Rn. 99. 

Weiß der Täter aber, dass seine Tat 
vollständig aufgedeckt ist, ist Verde-
ckungsabsicht stets ausgeschlossen.9 
Der Wille, die Festnahme oder Überfüh-
rung zu verhindern, ist also keine Ver-
deckungsabsicht i.S.d. § 211 II Grup-
pe 3 Alt. 2.10 Das Gleiche gilt für Fälle, 
in denen der Täter die Aufdeckung der 
Vortat (zunächst) nur erschweren will.11 

Nach einer Ansicht sind bei diesen 
„verdeckungsnahen Motiven“ aber 
niedrige Beweggründe gem. § 211 II 
Gruppe 1 einschlägig.12 Teils wird in der 
Verdeckungsabsicht sogar ein Sonder-
fall der niedrigen Beweggründe gese-
hen.13 Für diese Auffassung spricht die 
gleichwertige Verwerflichkeit der beiden 
Mordmerkmale, da der Täter in beiden 
Fällen das Leben eines anderen Men-
schen für eigene Zwecke instrumentali-
siert.14 Gegen eine Behandlung der 
Verdeckungsabsicht als Unterfall der 
niedrigen Beweggründe spricht aber 
nach anderer Ansicht u.a. die Systema-
tik: Die Verdeckungsabsicht ist neben 
den niedrigen Beweggründen als selbst-
ständiges Mordmerkmal aufgeführt.15 

Ferner hat das BVerfG eine re-
striktive Auslegung der Verde-
ckungsabsicht angemahnt.16 Zur Ein-
grenzung des Mordmerkmals gibt es 
daher verschiedene Ansätze. 

So ist nach einer Ansicht bei Verde-
ckungsabsicht eine negative Typenkor-
rektur vorzunehmen.17 Danach kann 
unter außergewöhnlichen Umständen 
trotz verwirklichten Mordmerkmals die 

                                       
9 BGH NJW 1952, 431; Kudlich, JuS 2005, 

659. 
10 Neumann, in NK (Fn. 8), § 211, Rn. 99. 
11 Schneider, in MüKo, 2003, § 211 Rn. 

172; a.A.: Jähnke, in LK (Fn. 6), § 211 
Rn 15. 

12 So z.B. Jähnke, in LK (Fn. 6), § 211 Rn. 
17, 25; Kindhäuser, LPK, 3. Aufl., 2006, 
§ 211 Rn. 35; a.A. Neumann, in NK 
(Fn. 8), § 211 Rn. 99. 

13  BGHSt 23, 39, 40. 
14 BGHSt 35, 116. 
15 Neumann, in NK (Fn. 8), § 211 Rn. 111. 
16 BVerfGE 45, 187, 267. 
17 So Eser, in S/S, 28. Aufl., 2010, § 211 

Rn. 10. 
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besondere Verwerflichkeit der Tat ver-
neint und die Verdeckungsabsicht letzt-
lich abgelehnt werden.18 

Eine andere Ansicht fordert eine 
Beschränkung der Verdeckungsabsicht 
auf „überlegt“ begangene Taten.19 Das 
Mordmerkmal wäre so bei unreflektier-
ten Spontantaten und in affektiven 
Ausnahmesituationen abzulehnen. 

Ein weiterer Ansatz ist die Einord-
nung der Verdeckungsabsicht als spe-
zielle Ausprägung der niedrigen Beweg-
gründe i.S.d. § 211 II Gruppe 1.20 So 
wäre Verdeckungsabsicht abzulehnen, 
sofern nicht gleichzeitig (unter umfas-
sender Gesamtwürdigung von Tatum-
ständen, Lebensverhältnissen und Per-
sönlichkeit des Täters) ein niedriger 
Beweggrund zu bejahen ist.21 

Eine vierte Ansicht fordert, die vom 
BGH im Rahmen der Heimtücke entwi-
ckelte „Rechtsfolgenlösung“ auch auf 
die Verdeckungsabsicht zu übertra-
gen.22 Danach kann bei Mordfällen, in 
denen eine lebenslange Freiheitsstrafe 
unverhältnismäßig erscheint, der Straf-
rahmen gem. § 49 I Nr. 1 gemindert 
werden.23 
 
3. Kernaussagen der Entscheidung 

Der BGH hebt das Urteil des LG we-
gen Rechtsfehlern auf. Zwar sieht er im 
Sachverhalt Beweisprobleme, jedoch 
habe das LG einen Verdeckungsmord 
nicht allein aufgrund der Ungeeignet-
heit der Tötung zur Verdeckung der 
Vortat ablehnen dürfen.24 Daher weist 
er den Fall zur umfassenden Beurtei-
lungen an das LG zurück.  

                                       
18 Kindhäuser, in LPK (Fn. 12), § 211 Rn 1. 
19 So Neumann, in NK (Fn. 8), § 211 

Rn. 111. 
20 BGHSt 35, 116; vgl. auch BVerfGE 45, 

187, 265: im Verhalten eines aus Verde-
ckungsabsicht Tötenden trete eine „be-
sondere niedrige Gesinnung“ zutage. 

21 BGHSt 35, 116, 126. 
22 So Jähnke, in LK (Fn. 6), § 211 Rn. 13, 

72. 
23 Vgl. BGHSt 30, 105; Schneider, in MüKo 

(Fn. 11), § 211 Rn. 39. 
24 Rn. 13. 

Trotz der problematischen Beweis-
lage, deren Würdigung das LG vorzu-
nehmen hat, tendiert der BGH aufgrund 
der Indizien wohl zur Annahme eines 
Verdeckungsmordes. 

Vor diesem Hintergrund bestätigt 
der BGH seine ständige Rechtsprechung 
zur Verdeckungsabsicht. Er betont be-
sonders, dass nicht die objektive Sach-
lage, sondern die subjektive Vorstel-
lung des Täters maßgebliche Beurtei-
lungsgrundlage ist.25 

Verdeckungsabsicht liegt nach An-
sicht des BGH bereits vor, wenn der 
Täter glaubt, durch die Tötung eine 
günstige Beweisposition aufrecht zu 
erhalten oder seine persönliche Lage zu 
verbessern. 

Objektive Kriterien wie die Unge-
eignetheit der Tötung zur Verdeckung 
der Vortat können in die Bewertung 
einfließen, soweit sie Rückschlüsse auf 
die Einstellung des Täters zulassen.26 

Ferner kann der Tötungsvorsatz zur 
Verdeckung einer Straftat ausdrücklich 
auch spontan und in Wut gefasst wer-
den. Der Täter muss nicht überlegt 
handeln oder seine Ziele abwägend re-
flektieren.27 Das Gericht folgt insoweit 
diesem möglichen Ansatz zur restrikti-
ven Auslegung nicht. 

Schließlich weist der BGH darauf 
hin, dass niedrige Beweggründe als 
Mordmerkmal in Betracht kommen, falls 
die Tatumstände nicht für eine Annah-
me der Verdeckungsabsicht ausrei-
chen.28 Dies legt den Schluss nahe, 
dass das Gericht in den „niedrigen Be-
weggründen“ i.S.d. § 211 II Gruppe 1 
einen Auffangtatbestand für die Verde-
ckungsabsicht sieht. 

 
4. Konsequenzen für Ausbildung und 
Praxis 

Zwar kritisiert der BGH in dem Ur-
teil vor allem die unzureichende Be-
weiswürdigung des LG und bestätigt 
zudem seine ständige Rechtsprechung 
                                       
25 Rn. 14, 17. 
26 Rn. 17. 
27 Rn. 16. 
28 Rn. 24. 
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zur Verdeckungsabsicht im Wesentli-
chen; wichtige Hinweise für die Praxis 
lassen sich aber trotzdem ableiten. 

So ist in der Prüfung der Verde-
ckungsabsicht nicht nur die Annahme, 
sondern auch die Ablehnung des Mord-
merkmals sorgfältig zu begründen. Ins-
besondere darf Verdeckungsabsicht 
nicht mit dem einfachen Verweis auf die 
objektive Ungeeignetheit der Tötung 
zur Verdeckung der Vortat abgelehnt 
werden.  

Die objektiven Tatumstände müs-
sen aber in die Prüfung einbezogen 
werden, insoweit sie Indizien für die 
Einstellung des Täters sein können. 
Diese Maßgabe der umfassenden Wür-
digung der Tatumstände ist für Studen-
ten, die in der Regel mit eindeutig for-
mulierten Sachverhalten konfrontiert 
sind, zwar weniger relevant, sollte aber 
von Kandidaten für das 2. Examen bei 
der Beweiswürdigung unbedingt beach-
tet werden. 

Ferner ist zu beachten, dass Mord 
nicht ausgeschlossen ist, wenn Verde-
ckungsabsicht in der Klausur abgelehnt 
wird. Denn nach Ansicht des BGH kön-
nen in „verdeckungsnahen“ Fällen nied-
rige Beweggründe i.S.d. § 211 II Grup-
pe 1 einschlägig sein.29 Diese können 
als Auffangtatbestand der Verde-
ckungsabsicht dienen. Diese Auffassung 
ist aber umstritten und muss daher je-
denfalls im Rahmen der Prüfung der 
niedrigen Beweggründe diskutiert wer-
den. Welcher Argumentation dabei 
letztlich gefolgt wird, bleibt den Studie-
renden überlassen. Beide Meinungen 
haben namhafte Vertreter (s.o. 3.). 
 
5. Kritik 

Die Ausführungen des BGH zur Vor-
stellung des Täters als maßgebliche Be-
urteilungsgrundlage für die Verde-
ckungsabsicht sind plausibel und lo-
gisch. Ein subjektives Mordmerkmal 
kann nicht allein aufgrund objektiver 
Kriterien wie der Geeignetheit abge-
lehnt werden. Dennoch gibt die Urteils-

                                       
29 Vgl. BGH NJW 1992, 919-920. 

begründung Anlass zu einiger Kritik. 
Insbesondere lässt das Gericht die Be-
rücksichtigung des Gebots restriktiver 
Auslegung des Mordmerkmals missen. 
Es ist im Gegenteil eine Tendenz zur 
Ausweitung des Mordmerkmals zu er-
kennen, wie im Folgenden dargelegt 
werden soll. 

Knackpunkt des Sachverhalts ist die 
Tatsache, dass die Tötung zur Verde-
ckung offenkundig nicht geeignet war. 
Den Gerichten stellt sich hier die Frage, 
ob die Täterin dennoch in  Verde-
ckungsabsicht handelte. 

Das LG verneinte dies, indem es 
von der objektiven Ungeeignetheit auf 
die fehlende Verdeckungsabsicht 
schloss. Diese Folgerung kritisiert der 
BGH zu Recht. 

Im Urteil des BGH bleibt indes un-
klar, wie „verdecken“ überhaupt zu ver-
stehen ist: Muss erfolgreiche Verde-
ckung als solche vom Täter überhaupt 
angestrebt werden oder reicht das 
schlichte „Halten-Wollen“ eines günsti-
gen Status-Quo schon aus? 

Der BGH stellt im vorliegenden Ur-
teil darauf ab, dass der Täter eine 
günstige Beweislage aufrecht erhalten 
oder die eigene Position verbessern 
will. Dies könnte bedeuten, dass gar 
nicht Verdeckung als solche (im Sinne 
erfolgreicher Aufdeckungsverhinderung) 
angestrebt werden muss, sondern 
schon das Ziel, die Aufdeckung zu er-
schweren, ausreicht. Damit wäre der 
Verdeckungsabsicht ein zu großer An-
wendungsbereich eröffnet, den der 
Wortlaut so nicht hergibt. 

Vor dem Hintergrund des Sachver-
halts stellt sich außerdem die Frage, ob 
Verdeckungsabsicht ein Reflektieren der 
eigenen Ziele voraussetzt oder, wie 
vorliegend, auch in Wut entwickelt wer-
den kann. Der BGH bejaht Letzteres 
und konstatiert, dass das Mordmerkmal 
auch bei Spontantötungen nicht ausge-
schlossen sei. 

Es ist sicher richtig, dass Verde-
ckungsabsicht auch spontan, in einem 
unvorhergesehenen Augenblick, gefasst 
werden kann. Dessen ungeachtet darf 
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der Anwendungsbereich der Verde-
ckungsabsicht aber nicht grenzenlos 
ausgeweitet werden. Der BGH scheint 
dies kaum zu berücksichtigen. Seine 
Ausführungen erwecken vielmehr den 
Eindruck, dass eine generelle „Grund-
stimmung“ des Täters, die Vortat ver-
deckt halten zu wollen, für die Annah-
me von Verdeckungsabsicht ausreichen 
soll. Dieser Eindruck entsteht insbeson-
dere dadurch, dass A laut Tatbestands-
schilderung im Urteil erst nach der Tö-
tung die Chance sah, die unberechtig-
ten Kontoverfügungen zu erklären. 
Konkrete Verdeckungsabsicht im Sinne 
eines Tatplans hatte sie demnach erst 
nach der Tötung. 

Während nach Ansicht der Bearbei-
terinnen hier an der Vereinbarkeit mit 
dem Simultaneitätsprinzip30 gezweifelt 
werden könnte, verweist der BGH je-
doch auf Indizien, die belegen sollen, 
dass A auch zum Tatzeitpunkt Verde-
ckungsabsicht hatte. Er nennt zum ei-
nen die Tatsache, dass A schon vor der 
Tötung versucht habe, die Ermittlungen 
gegen sich zu verhindern und die Tat 
anderweitig zu verdecken. Ebenso habe 
sich die A zum Zeitpunkt der Tat in der 
Zwangslage befunden, die Kontoabhe-
bungen erklären zu müssen. Außerdem 
resultierte der Streit zwischen A und 
dem Opfer direkt aus der Vortat. 

Diese Umstände deuten aber auf 
nichts weiter hin, als dass die Ange-
klagte die Aufdeckung ihrer Tat be-
fürchtete und diese grundsätzlich ver-
hindern wollte. Eine so abstrakte Ver-
deckungsabsicht bzw. der generelle 
Wunsch, nicht überführt zu werden, 
kann zur Annahme einer Tötung in Ver-
deckungsabsicht aber nicht ausreichen. 
Es gäbe sonst wohl kaum einen Täter, 
bei dem das Mordmerkmal auszuschlie-
ßen wäre. 

Abzulehnen ist auch die scheinbare 
Befürwortung des BGH, niedrige Be-

                                       
30 Das Simultaneitätsprinzip besagt, dass 

Vorsatz bezüglich aller objektiven Tatbe-
standsmerkmale bei Begehung der Tat 
vorliegen muss (Kudlich, in BeckOK, 
2011, § 15 Rn. 9). 

weggründe i.S.d. § 211 II Gruppe 1 als 
Auffangtatbestand zur Verdeckungsab-
sicht heranzuziehen. So ist es in der 
Praxis bereits für Tötungen zur Straf-
vereitelung geschehen.31 Im vorliegen-
den Fall wäre die Angeklagte laut BGH 
wegen Mordes aus niedrigen Beweg-
gründen zu verurteilen, wenn sie durch 
die Tötung nicht die Tat verdecken, 
sondern lediglich ihre Überführung er-
schweren wollte. 32 

Das Bestreben, der Strafverfolgung 
zu entkommen, ist aber – ebenso wie 
die Verdeckungsabsicht – ein selbstbe-
günstigendes Motiv. Nach dem Selbst-
begünstigungsprinzip wird ein Ange-
klagter, der sich im Strafverfahren 
durch rechtswidrige Taten begünstigen 
will, für diese milder bestraft.33 Dem 
liegt die Auffassung zugrunde, dass der 
Wille des Täters, sich der Strafverfol-
gung zu entziehen, menschlich nach-
vollziehbar ist.34 Daher wird es teilweise 
als systemwidrig angesehen, dass die 
Verdeckungsabsicht trotzdem straf-
schärfend wirkt.35 

Vor dem Hintergrund dieser Prob-
lematik muss das Mordmerkmal jeden-
falls besonders begründet werden.36 
Das gelingt wohl am ehesten mit Ver-
weis auf die Gefährlichkeit der Tatsitua-
tion und generalpräventive Erwägun-
gen.37 Dass Verdeckungsabsicht neben 
den niedrigen Beweggründen als eigen-
ständiges Mordmerkmal aufgeführt ist, 

                                       
31 Z.B. BGH NJW 1992, 919-920; BGH, 

Urteil vom 2. Dezember 1986 – 1 StR 
638/86. 

32  Rn. 24. 
33 Sog. nemo-tenetur-Grundsatz, wonach 

niemand zu seiner eigenen Überführung 
beizutragen verpflichtet ist, vgl. §§ 157, 
258 V (Schneider, Grund und Grenzen 
des strafrechtlichen Selbstbegünsti-
gungsprinzips, 1990, S. 27). 

34 Vgl. Ostendorf, in NK, 3. Aufl., 2010, 
§ 120 Rn. 1. 

35 Vgl. Schneider, in MüKo (Fn. 11), §211 
Rn. 167. 

36 Vgl. Neumann, in NK (Fn. 8), § 211 Rn. 
90. 

37 Vgl. Neumann, in NK (Fn. 8), § 211 Rn. 
98. 
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weist außerdem darauf hin, dass es ei-
ne ausdrückliche Ausnahme vom 
Selbstbegünstigungsprinzip sein soll. 

Schon aus diesem Grund verbietet 
sich eine hilfsweise Subsumtion „verde-
ckungsnaher“ Fälle unter die niedrigen 
Beweggründe.38 Überdies wäre es ein 
Widerspruch in sich, ein grundsätzlich 
nachvollziehbares Motiv als sittlich auf 
tiefster Stufe stehend, generell inak-
zeptabel und eben unbegreiflich39 zu 
qualifizieren. 

Darüber hinaus liefe durch den 
Rückgriff auf die niedrigen Beweggrün-
de das Gebot der restriktiven Ausle-
gung fast vollständig ins Leere. Motive, 
die zur Annahme einer Verdeckungsab-
sicht nicht ausreichen, könnten so näm-
lich in vielen Fällen unter die niedrigen 
Beweggründe subsumiert werden, wo-
mit trotz abgelehnter Verdeckungsab-
sicht der Mordtatbestand erfüllt wäre. 

Die niedrigen Beweggründe mögen 
zwar teilweise neben der Verdeckungs-
absicht einschlägig sein, dürfen aber 
unter keinen Umständen dazu führen, 
dass dann, wenn ein Sachverhalt knapp 
nicht unter Verdeckungsabsicht fällt, 
schlicht auf diese zurückgegriffen wird. 
 
(Wiebke Fröhlich / Selma Gather) 

                                       
38 Vgl. Neumann, in NK (Fn. 8), § 211 

Rn. 37, 99. 
39 Vgl. Schneider, in MüKo (Fn. 11), § 211 

Rn. 69 ff. 


